
5192 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

B e r ich t 
des Sozial ausschusses 

Uber den Beschluß des Nationalrates vom 14. Juni 1996 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Post-Betriebsverfassung (Post-Betriebsverfassungs­
gesetz - PBVG) 

Der gegenständliche Beschluß des Nationalrates wurde als Initiativ­
antrag der Abgeordneten zum Nat i ona 1 rat Friedri ch Verzetnitsch, Fri tz 
Neugebauer und Genossen am 7. Mai 1996 im Nationalrat eingebracht. 

Die betriebliche Interessenvertretung fUr die Arbeitnehmer der Post 
und Telekom Austria AG ist derzeit gesetzlich nicht geregelt. 

Gemäß § 15 Abs. 2 Poststrukturgesetz unterliegt die Post und Telekom 
Austria AG unter anderem nicht den Bestimmungen des 11. Teiles des 
Arbeitsverfassungsgesetzes bzw. des Bundes- Personalvertretungsgesetzes. 
Das Poststrukturgesetz enthält dazu in § 19 Abs. 2 die Regelung, daß die 
Persona 1 vertretung der bei der Post und Tel ekom Austri a AG sowi e bei 
Tochterunternehmen, an denen die Post und Tel ekom Austri a AG zumi ndest 
mehrheitlich beteiligt ist (diese sind an und für sich nicht von der 
Ausnahmeregelung des § 15 Abs. 2 Poststrukturgesetz erfaßt), 
beschäftigten Bediensteten unter Berücksichtigung der betrieblichen 
Besonderheiten durch besonderes Bundesgesetz zu regeln ist. 

Die Personal vertretung der bisher im Bereich der Post- und 
Telegraphenverwaltung beschäftigten Bediensteten unterlag nicht den Be­
stimmungen des Bundes-Personalvertretungsgesetzes; Grundlage ihrer Tätig­
keit \'lar vielmehr der sogenannte IFigl-Erlaß". Es ist - gerade auch im 
Hinblick auf die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften zum Betriebsüber­
gang - davon auszugehen, daß die zum Zeitpunkt der Ausgliederung, das ist 
der 1. Mai 1996, bestehenden Personalvertretungsorgane nicht nur in ihrer 
Existenz, sondern auch hinsichtlich ihres Aufgabenbereichs unverändert 
weiterbestehen. 
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Die Betriebsübergangsrichtlinie - die grundsätzlich auch für den öf­
fent 1 i chen Berei ch, ausgenommen den Berei ch der Hoheitsverwal tung, gil t 
- sieht nämlich in Artikel 5 explizit vor, daß die Rechtsstellung und 
Funktion der Arbeitnehmervertreter erhalten bleiben, sofern der 
Betrieb/das Unternehmen in seiner Identität im wesentlichen unverändert 
bleibt. Entsprechend dieser Richtlinienbestimmung wird im 111. Teil des 
Besch 1 usses (§ 75) auch vorgesehen, daß di e zum Zei tpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden Personalvertretungsorgane bis 
zur regulären Beendigung ihrer Tätigkeitsdauer am 31. Dezember 1998 im 
Amt bleiben. 

Der gegenständliche Beschluß lehnt sich in der Gliederung stark an 
die Regelung des Arbeitsverfassungsgesetzes an. 

Der Sozial ausschuß stellt nach Beratung der Vorlage am 24. Juni 1996 
mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, keinen Einspruch zu erheben. 

Gertrude Perl 
Berichterstatterin 
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Wien, 1996 06 24 

Hedda Kainz 
Vorsitzende 
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